
Einsatzkräfte der Rettung, Feuer-
wehr und Polizei rasten im Jänner
2010 zu einer Wohnung in Graz.

Ein Mann hatte unter der Notrufnum-
mer 144 gemeldet, in der Wohnung lie-
ge eine tote Frau. Die Rettungskräfte
fanden die „Tote“ gesund vor. 

Ebenfalls in Graz ging bei der Feu-
erwehr ein Notruf ein: Ein Haus in der
Hutteggerstraße stehe in Flammen. Die
Feuerwehr brauchte nicht zu löschen,
es gab dort keinen Brand. Kurz darauf
wollte der Anrufer die Feuerwehr zu
einem weiteren angeblichen Brand
schicken.

Bei der Leitstelle der Rettung in
Liezen langte am 10. Mai 2010 ein
Notruf ein: Auf der Pyhrn-Autobahn
sei ein schwerer Verkehrsunfall pas-
siert, meldete der Anrufer, es gebe
mehrere Schwerverletzte. Ein Notarzt-
team, Einsatzkräfte der Stadtfeuerwehr
Liezen und eine Polizeistreife der Au-
tobahnpolizei Trieben fuhren zum an-
gegebenen Unfallort.  Die Einsatzkräf-
te nahmen keinen Unfall wahr.

Im Brenner-Gebiet in Tirol kam es
zu einem Großeinsatz von Polizei,
Bergrettung und Feuerwehr nachdem
ein Anrufer über Notruf um Hilfe ge-
beten hatte: Er liege mit einem gebro-
chenen Bein im Wald. 70 Einsatzkräfte
suchten denVerletzten, fanden ihn aber
nicht. 

Die Motive für den Notruf-Miss-
brauch in diesen vier Fällen waren un-
terschiedlich: Im Fall der „Toten“ in
der Grazer Wohnung konnte der ehe-
malige Lebensgefährte als Übeltäter
ausgeforscht worden. Die Frau hatte
ihm kurz vor dem missbräuchlichen
Notruf erklärt, sie wolle mit ihm nichts
mehr zu tun haben. Daraufhin habe er
ihr gedroht, sich zu rächen und ihr „al-
le“ ins Haus zu schicken.

Als Anrufer wegen der angeblichen
Brände in Graz wurde ein 20-jähriger
Steirer ausgeforscht. Als die Polizei in
seiner Wohnung auftauchte, rastete der
Betrunkene aus und ging auf die Poli-
zisten los. Er wurde festgenommen.

Ein 16-Jähriger konnte als jener An-
rufer ausgeforscht werden, der die Ret-
tungskräfte zum angeblichen Unfall
auf die A 9 geschickt hatte. Als Motiv
gab er an, er wollte sehen, wie ein
Großeinsatz nach einem Verkehrsun-
fall auf der Autobahn ablaufe.

Der angeblich Verletzte mit dem ge-
brochenen Bein lag nicht im Wald,
sondern war zu Hause und unverletzt.
Sein Motiv war einfach „Langeweile“.

Alle vier Anrufer wurden wegen
Missbrauchs von Notzeichen ange-
zeigt. Sie müssen auch mit Regressfor-
derungen wegen der Kosten der Einsät-
ze rechnen.

Der Missbrauch von Notzeichen ist
eine gerichtlich strafbare Handlung
und im Bundesgesetzes gegen den
Missbrauch von Notzeichen (BGBl.
Nr. 422/1974) geregelt. Das erste ent-
sprechende Bundesgesetz trat bereits
1929 in Kraft und stammt aus einer
Zeit, in der es nicht selten vorkam, dass
Betrunkene oder übermütige Jugendli-
che aus Jux oder als „Mutprobe“ eine
Feuerwehrsirene auslösten. 1974 wur-
de das Notzeichengesetz novelliert.
Nach § 1 dieses Bundesgesetzes wird
vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis
zu 360 Tagessätzen bestraft, wer vor-
sätzlich ein in den Verkehrsvorschrif-
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Falscher Alarm
Immer wieder narren Anrufer über den Notruf Einsatzkräfte, indem sie angebliche Unfälle oder 

Unglücke melden und damit teure Einsätze auslösen. Missbräuchliche Notrufe sind gerichtlich strafbar. 

Der Missbrauch von Notzeichen ist eine
gerichtlich strafbare Handlung. Es 
droht eine Freiheitsstrafe bis zu sechs
Monaten oder eine Geldstrafe bis zu
360 Tagessätzen.

Einsatzfahrzeuge: Erlaubt ist die Verwendung des Blaulichts der Rettung, Feuerwehr, Polizei, dem öffentlichen Hilfsdienst und
dem ärztlichen Bereitschaftsdienst sowie – stark eingeschränkt – Ärzten und Tierärzten.



ten festgesetztes Notzeichen miss-
braucht oder durch eine falsche Not-
meldung den Dienst der Feuerwehr
oder eine andere der Rettung bei Un-
fällen dienende Einrichtung in An-
spruch nimmt.

Die Gesetzesbestimmung enthält
zwei Deliktsfälle: Im ersten Fall han-
delt es sich um den vorsätzlichen Miss-
brauch eines, in den Verkehrsvorschrif-
ten festgesetzten Notzeichens. Damit
sind vor allem Signaleinrichtungen
nach der StVO, dem KFG oder dem
Schifffahrtspolizeigesetz gemeint – wie
Blaulicht und Folgetonhorn. Strafbar
macht sich, wer diese Signaleinrichtun-
gen benutzt, ohne dass eine rechtlich
relevante Veranlassung besteht. Der
Verkauf von Blaulichtern ist erlaubt,
sie dürfen aber von Privatpersonen
nicht am Kraftfahrzeug montiert und
im Straßenverkehr verwendet werden.
Gestattet ist die Verwendung von Blau-
licht und Folgetonhorn den Einsatz-
fahrzeugen der Rettung, Feuerwehr,
Polizei, des öffentlichen Hilfsdienstes
und des ärztlichen Bereitschaftsdiens-
tes sowie – stark eingeschränkt – von
Ärzten und Tierärzten.

Im zweiten Deliktsfall wird die be-
wusst falsche Alarmierung von Ret-
tungsdiensten unter Strafe gestellt –
wie sie in den eingangs geschilderten
Fällen erfolgte. Nach dem Notzeichen-
gesetz werden diese beiden Deliktsfälle
aber nur dann geahndet, wenn die Tat
nicht nach einer anderen Bestimmung
strenger zu bestrafen ist. 

Bestimmte irreführende Anrufe an
die Polizei oder Beschimpfungen von
Polizisten über die Notrufnummer 133
fallen nicht unter die Bestimmungen
des Notzeichengesetzes. Der Oberste
Gerichtshof hat beispielsweise ent-
schieden, dass die Beschimpfung eines
Exekutivbeamten über die Notrufnum-
mer 133 keine Verletzung des Notzei-
chengesetz sei, da kein Dienst einer der
Rettung dienenden Einrichtung in An-
spruch genommen wurde (OGH, 13 Os
174/84).

250 Anzeigen jährlich. Im Jahr 2009
wurden 256 Anzeigen nach dem Not-
zeichengesetz erstattet, das entspricht
etwa dem durchschnittlichen Jahres-
wert im vergangenen Jahrzehnt. Die
Zahl der gerichtlichen Verurteilungen
nach dieser Bestimmung ist wesentlich
geringer und bewegte sich im letzten
Jahrzehnt zwischen 10 und 24 im Jahr. 

Werner Sabitzer 
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